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A N T R A G 
 
 

der SPD-Landtagsfraktion 
 
 
betr.:  Gemeinsame Verantwortung im Saarland – Mit der Kohle ins solare Zeitalter 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
 
Die saarländische Kohle hat nach wie vor eine große Bedeutung für die Energiesicher-
heit in unserem Land. Nach wie vor sind 6.300 Menschen bei der Deutschen Steinkoh-
le AG beschäftigt. Hinzu kommen mehrere Tausend weitere Arbeitsplätze, die mittel-
bar vom saarländischen Bergbau abhängig sind. Darüber hinaus investiert die Deut-
sche Steinkohle AG in jedem Jahr rund 100 Mio. EUR in die saarländische Wirtschaft. 
 
Die dramatische Arbeitsplatzsituation in unserem Bundesland lässt es in Anbetracht 
dieser Fakten nicht zu, Tausende Männer und Frauen ihrer Beschäftigung zu berau-
ben und damit auch unserer Wirtschaft nachhaltig zu schaden. Eine vorzeitige Schlie-
ßung des Bergwerks Saar hätte erhebliche Verwerfungen in unserer regionalen Wirt-
schaftsentwicklung zur Folge. 
 
Vor dem Hintergrund dieser Tatsachen sind die maßgeblichen politischen Kräfte ge-
fordert, gemeinsame Positionen zum Bergbau an der Saar zu erarbeiten. Diese müs-
sen sowohl dem Unternehmen Deutsche Steinkohle AG als auch den Beschäftigten 
Planungssicherheit geben. Die Landesregierung ist in der Verantwortung, sich im Inte-
resse der industriellen Entwicklung unseres Landes, im Interesse der Energiesicherheit 
und im Interesse der im Bergbau beschäftigten Menschen zur Zukunft der heimischen 
Steinkohle zu bekennen. 
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Der Landtag des Saarlandes fordert daher die Landesregierung auf, 
 
- mit den wesentlichen politischen Vereinigungen in Dialog zu treten und dabei einen 

Konsens über die Zukunft des saarländischen Bergbaus anzustreben; 
 
- endlich auf das Unternehmen DSK zuzugehen und diesem Vertragstreue zuzu-

sichern; 
 
- die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und das damit in Verbindung stehende 

Genehmigungsverfahren zum Abbau der Primsmulde Nord konstruktiv zu beglei-
ten; 

 
- den im Bergbau Beschäftigten den Rücken zu stärken und den durch die unaus-

gefeilte Diktion der Landesregierung entstandenen Schwebezustand zu beenden; 
 
- die Interessen der vom Bergbau betroffenen Menschen im weiteren Prozess an-

gemessen zu berücksichtigen; 
 
- die heimische Steinkohle als Brücke ins solare Zeitalter anzuerkennen. 
 
 
 

B e g r ü n d u n g : 
 
Erfolgt mündlich. 
 


